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Im Jahr 2017 stieg die Zahl der Baden-Würt
tembergerinnen und Baden-Württemberger 
erstmals über 11 Mill. Seit der Gründung des 
Bundeslandes hat dessen Bevölkerung damit 
um mehr als 4 Mill. Personen zugenommen. 
Ob die Bevölkerung in den nächsten Jahren 
weiter anwachsen oder wieder zurückgehen 
wird, hängt von verschiedenen Faktoren ab – 
maßgeblich sind dabei die Geburten- und 
Sterberate sowie die Wanderungsbewegun
gen. Eine Bevölkerungsvorausrechnung stellt 
aufgrund der Variabilität dieser Faktoren 
immer eine Herausforderung dar. Gerade die 
letzten Jahre haben gezeigt, wie groß der  
Effekt schwer vorhersehbarer Ereignisse auf 
die Bevölkerungsentwicklung sein kann und 
wie politische Entscheidungen die Zuwande-
rung von Menschen in ein bestimmtes Gebiet 
beeinflussen können. 

Daher ist es wichtig, sich bei der Betrachtung 
einer solchen Vorausrechnung immer wieder 
vor Augen zu führen, dass die errechneten 
Zahlen auf der Grundlage bestimmter Annah-
men zustande gekommen sind. Im Folgenden 
werden die methodischen Grundlagen, die  
der aktuellen Bevölkerungsvorausrechnung zu-
grunde liegen, genauer betrachtet. Die Ergeb-
nisse der Vorausrechnung werden in weiteren 
Monatsheftartikeln gesondert vorgestellt.

Regionalisierte Vorausrechnung bis 2035

Die neuen Ergebnisse der regionalisierten Be-
völkerungsvorausrechnung basieren auf dem 
Stand der Bevölkerungsfortschreibung des  
Zensus 2011 in den Kommunen zum 31. Dezem-
ber 2017. Die verwendeten Bevölkerungs-
zahlen sind dabei nach 100 Altersjahren und 
dem Geschlecht aufgegliedert, um den Alters- 
und Geschlechtsstrukturen der Gemeinden bei 
der Berechnung zu entsprechen. Diese Struk-
turen werden unter der Annahme von be- 
stimmten Entwicklungen zu Sterblichkeit, Ge-
burten und dem Wanderungsgeschehen in die 
Zukunft fortgeschrieben. Auf dieser Grundlage 
werden die Ergebnisse der Bevölkerungsvo-
rausrechnung errechnet. Die getroffenen An-
nahmen beziehen sich dabei immer auf die 

Entwicklung der vergangenen Jahre in den je-
weiligen Gemeinden und entsprechen dem-
nach einer Status-Quo-Rechnung. Bei der Ge-
burtenrate wurde dabei auf die Entwicklung 
der Jahre 2015 bis 2017 zurückgegriffen, bei 
der Sterberate auf die der Jahre 2014 bis 2017 
und bei den Wanderungen auf die Entwick- 
lung in den Jahren 2016 und 2017. 

Während sich der Vorausrechnungszeitraum 
der Landesvorausrechnung bis zum Jahr 2060 
erstreckt,1 wird für die regionalisierte Voraus-
rechnung bis zum Jahr 2035 in die Zukunft  
gerechnet. Dies hängt damit zusammen, dass 
kleinräumige Vorausrechnungen aufgrund der 
kleinen Grundgesamtheit mit höheren statis
tischen Unsicherheiten verbunden sind. Die 
Landesvorausrechnung spielt eine wichtige 
Rolle bei der Berechnung der regionalisierten 
zukünftigen Bevölkerungszahlen: Die Ergeb-
nisse der Landesvorausrechnung dienen als 
Eckwerte für die regionalisierte Bevölkerungs-
vorausrechnung. Nach dem Top-Down-Prinzip 
werden die vorausgerechneten Landeser
gebnisse auf Gebietstypen verteilt, wodurch 
schlussendlich Aussagen über einzelne Ge-
meinden getroffen werden können. Die Berech-
nung wurde mit dem bereits bewährten Pro-
gramm SIKURS2 durchgeführt, welches vom 
KOSIS-Verbund für regionale Bevölkerungs-
vorausrechnungen entwickelt wurde.

Typisierung: Voraussetzung für  
regionalisierte Analysen

Um die Zuverlässigkeit der Vorausrechnung 
zu erhöhen, werden verschiedene Gemeinden 
mit ähnlichen Strukturen zu Gruppen zusam-
mengefasst. Dies ist notwendig, da Geburten- 
und Wanderungszahlen einzelner Gemeinden 
deutlich schwanken können. Diese Schwan-
kungen werden in großen Gebietseinheiten 
wie dem Land Baden-Württemberg ausge
glichen. In Gemeinden mit wenig Einwohne-
rinnen und Einwohnern führen diese Schwan-
kungen aber zu unrealistischen Vorausrech- 
nungsergebnissen. Bei der Zusammenfassung 
der Gemeinden zu Gruppen (=Typisierung) 
wurde darauf geachtet, dass Gemeinden im 
Hinblick auf ihre Strukturmerkmale sowie ihr 

Herausforderungen der regionalisierten  
Bevölkerungsvorausrechnung
Rahmenbedingungen und Methodik der Berechnung Basis 2017

http://www.sikurs.de
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Datenquelle: Regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung Basis 2017.

gemeindefreies Gebiet

Gemeinden nach Binnenwanderungstypen der regionalisierten Bevölkerungsvorausrechnung  
auf Basis 2017 in Baden-WürttembergS1
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3	 Die Clusteranalyse 
wurde mit dem k-me
doids Verfahren berech-
net, da dieses besonders 
robust gegenüber Aus-
reißern ist. Als Cluster-
mittelpunkt wirkt dabei 
ein reales Merkmal.

4	 Dabei wurde unter an-
derem auf Gemeinden 
geachtet, die an der 
Grenze zur Schweiz ge-
legen sind und somit 
eine hohe Pendel- 
Arbeitsplatzattraktivität 
aufweisen.

Wanderungs- und Geburtenverhalten inner-
halb der Gruppen homogen sind (interne 
Homogenität), sich aber zwischen den Grup-
pen so deutlich wie möglich unterscheiden  
(externe Heterogenität). Dadurch können re
gionale Besonderheiten ausreichend berück- 
sichtigt werden (Schaubild 1). 

Die Typisierung der Gemeinden wurde mit
hilfe einer Clusteranalyse3 in SIKURS durch
geführt. Wie bei den vorhergehenden Bevölke-
rungsvorausrechnungen wurden drei Einfluss- 
faktoren, welche sich als besonders erklä
rungsrelevant für die Wanderungsstrukturen 
von Gemeinden herausgestellt haben, für die 
Typisierung verwendet: der Anteil an Einfami-
lienhäusern, das Angebot an sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsplätzen im Umland 
sowie die Pflegeplatzdichte. Der Anteil an Ein-
familienhäusern steht als Indikator für die 
Ländlichkeit einer Gemeinde. Beim Arbeits
platzangebot wurde die Anzahl der Arbeits- 
plätze innerhalb der Gemeinde sowie Arbeits-
plätze in der Umgebung nach Pendelzeit be-
rücksichtigt. Die Pflegeplatzdichte ist bei den 
Wanderungen von älteren Personen ein rele-

vanter Aspekt. Zudem wurden die Ergebnisse 
der Typisierung kritisch gesichtet, um bei 
starken Abweichungen einzelne Gemeinden 
manuell anderen Typen zuzuordnen.4

Jene Gemeinden, die bereits aufgrund ihrer 
Größe eine ausreichende Fallzahl aufweisen, 
um plausible Vorausrechnungsergebnisse zu 
erreichen, wurden manuell als eigene Grup-
pen eingeführt. Ebenso wurden alle Oberzen-
tren und Hochschulstandorte auf Basis der  
Wanderungen, Altersgruppen und Geburten 
gesichtet und manuell zu Gruppen zusammen-
gefügt. Dadurch ergaben sich insgesamt 
15 Binnenwanderungstypen, 14 Geburtentypen 
und vier Sterbetypen. Wie auch bei der Voraus-
rechnung mit Basis 2014 wurden zudem zwei 
Außenwanderungstypen unterschieden. Auf 
diese Weise können die Wanderungsannah-
men aus dem restlichen Bundesgebiet von 
den Wanderungsannahmen aus dem Ausland 
unterschieden werden: Während die Wande-
rungen aus dem restlichen Bundesgebiet rela-
tiv stabil verbleiben, variiert der Wanderungs-
saldo aus dem Ausland stark. Die Charakteri- 
sierung der Wanderungstypen kann der Über-

Ü Charakteristik der Binnenwanderungstypen der regionalisierten  
Bevölkerungsvorausrechnung Basis 2017

Typ Typbeschreibung1)

Per Clusteranalyse gebildete Typen2)

1 Mehrheitlich sehr kleine Gemeinden mit sehr niedriger Arbeitsplatzattraktivität und sehr hohem Einfamilien­
hausanteil

2 Gemeinden mit durchschnittlich fast 7 000 Einwohnern, unterdurchschnittlicher Arbeitsplatzattraktivität und 
überdurchschnittlichem Einfamilienhausanteil 

3 Gemeinden mit durchschnittlich fast 3 500 Einwohnern und niedriger Arbeitsplatzattraktivität

4 Gemeinden mit durchschnittlich 5 000 Einwohnern, sehr niedriger Arbeitsplatzattraktivität und unterdurch­
schnittlichem Einfamilienhausanteil

5 Gemeinden mit  durchschnittlich 7 500 Einwohnern, unterdurchschnittlicher Arbeitsplatzattraktivität und 
überdurchschnittlichem Einfamilienhausanteil

6 Gemeinden vorwiegend im weiteren Umland von Großstädten mit entsprechend hoher Arbeitsplatzattrak­
tivität

7 Gemeinden vorwiegend im Schwarzwald mit verhältnismäßig niedrigem Einfamilienhausanteil und eher 
niedriger Arbeitsplatzattraktivität

8 Kur- und Erholungsorte (z. B. Baden-Baden) mit viel Zuzug von Personen in der zweiten Lebenshälfte

9 Städte und Gemeinden mit durchschnittlich fast 20 000 Einwohnern und sehr hoher Arbeitsplatzattraktivität 
im Umland von Stuttgart, Mannheim, Heidelberg und an der Grenznähe zu Frankreich

Manuell gebildete Typen

10 Kleinere Hochschulstandorte mit durchschnittlich 40 000 Einwohnern

11 Heilbronn, Pforzheim, Offenburg, Reutlingen (mit Eningen unter Achalm), Sigmaringen sowie Immendingen

12 Heidelberg (mit Dossenheim), Freiburg im Breisgau, Konstanz, Tübingen

13 Mannheim und Ulm

14 Karlsruhe

15 Stuttgart

1) In die Typisierung ist zudem die Pflegeplatzdichte in den Gemeinden eingeflossen. Da diese erst ab Kreisebene veröffentlicht werden darf, wird 
an dieser Stelle nicht darauf eingegangen. – 2) Einschließlich manueller Umgruppierung.
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sicht entnommen werden, die räumliche Ver-
teilung in Baden-Württemberg ist in Schaubild 1 
dargestellt.

Die strukturellen Unterschiede der verschie-
denen Wanderungstypen zeigen sich in der 
differenzierten Entwicklung der Vorausrech
nungsergebnisse. Wie in Schaubild 2 ersicht-
lich ist, variieren die Vorausrechnungsergeb-
nisse zwischen den Wanderungstypen zum 
Teil erheblich. Auch wenn die Bevölkerung in 
allen Typen zwischen 2017 und 2035 wächst, 
gibt es einige Typen, in denen sich bereits  
ab Mitte der 2020er-Jahre die Bevölkerung 
voraussichtlich wieder leicht rückläufig ent
wickeln wird: Typ 7 (Gemeinden im Schwarz-
wald mit niedrigem Einfamilienhausanteil und 
niedriger Arbeitsplatzattraktivität) und Typ 15 
(Stuttgart).

Die Bevölkerungsentwicklung der Wande
rungstypen zeigt deutlich, dass die Alters- 
struktur der Gemeinden einen sehr starken  
Einfluss auf die jeweilige Bevölkerung hat. 
Wanderungstypen mit einer relativ alten 
Altersstruktur wie Typ 7 (Gemeinden im  
Schwarzwald mit niedrigem Einfamilienhaus-
anteil und niedriger Arbeitsplatzattraktivität) 
und Typ 8 (Kur- und Erholungsorte mit viel 
Zuzug von Personen in der zweiten Lebens-
hälfte) weisen im Zeitverlauf eine deutlich  
schwächere Bevölkerungsentwicklung auf. 
Wanderungstyp 14 (Karlsruhe) und 13 (Mann-
heim und Ulm) verfügen hingegen über viele 
junge Einwohnerinnen und Einwohner, was 
zu einem deutlich stärkeren Bevölkerungs
zuwachs führt. Der Einfluss des Wanderungs-
verhaltens und der Geburtenrate wird beson-
ders bei Typ 10 (Kleinere Hochschulstandorte) 

Voraussichtliche Bevölkerungsentwicklung in Baden-Württemberg 2017 bis 2035 nach WanderungstypenS2
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2017 = 100

Anmerkung: 1 = Mehrheitlich sehr kleine Gemeinden mit sehr niedriger Arbeitsplatzattraktivität und sehr hohem Einfamilienhausanteil; 2 = Gemeinden mit 
durchschnittlich fast 7 000 Einwohnern, unterdurchschnittlicher Arbeitsplatzattraktivität und überdurchschnittlichem Einfamilienhausanteil; 3 = Gemeinden mit durch-
schnittlich fast 3 500 Einwohnern und niedriger Arbeitsplatzattraktivität; 4 = Gemeinden mit durchschnittlich 5 000 Einwohnern, sehr niedriger Arbeitsplatzattraktivität und 
unterdurchschnittlichem Einfamilienhausanteil; 5 = Gemeinden mit  durchschnittlich 7 500 Einwohnern, unterdurchschnittlicher Arbeitsplatzattraktivität und überdurch-
schnittlichem Einfamilienhausanteil; 6 = Gemeinden vorwiegend im weiteren Umland von Großstädten mit entsprechend hoher Artbeitrsplatzattraktivität; 7 = Gemeinden 
vorwiegend im Schwarzwald mit verhältnismäßig niedrigem Einfamilienhausanteil und eher niedriger Arbeitsplatzattraktivität; 8 = Kur- und Erholungsorte (z. B. Baden-Baden) 
mit viel Zuzug von Personen in der zweiten Lebenshälfte; 9 = Städte und Gemeinden mit durchschnittlich fast 20 000 Einwohnern und sehr hoher Arbeitsplatzattraktivität 
im Umland von Stuttgart, Mannheim, Heidelberg und an der Grenznähe zu Frankreich; 10 = Kleinere Hochschulstandorte mit durchschnittlich 40 000 Einwohnern; 11 = Heil-
bronn, Pforzheim, Offenburg, Reutlingen (mit Eningen unter Achalm), Sigmaringen sowie Immendingen (dort wird ein großes Technologiezentrum von Daimler ange-
siedelt); 12 = Heidelberg (mit Dossenheim), Freiburg im Breisgau, Konstanz, Tübingen; 13 = Mannheim und Ulm; 14 = Karlsruhe; 15 = Stuttgart.

Datenquelle: Bevölkerungsfortschreibung zum 31.12.2017, ab 2018 indexierte regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung (Basis 2017), Hauptvariante.
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und 12 (Größere Hochschulstandorte) ersicht-
lich. Die Gemeinden dieser Wanderungstypen 
weisen zwar eine junge Altersstruktur auf, ver-
fügen aber zeitlich gesehen über eine niedrige 
Geburtenrate und viele Abwanderungen. Aus-
schlaggebend für die junge Altersstruktur sind 
die Studierenden, welche jedoch in dieser  
Lebensphase weniger Kinder bekommen und 
für den Berufseinstieg oft umziehen.

Annahme: Lebenserwartung steigt  
weiterhin leicht

Die durchschnittliche Lebenserwartung der  
Baden-Württembergerinnen und Baden-Würt
temberger hat in den letzten Jahrzehnten 
immer weiter zugenommen. Jungen, die heute 
geboren werden, können durchschnittlich mit 
einer Lebenserwartung von 79,5 Jahren rech-
nen, Mädchen kommen sogar auf 84,0 Jahre. 
Damit hat die durchschnittliche Lebenserwar-
tung in den letzten 6 Jahrzehnten um rund 
15 Jahre zugenommen. Auch für die Zukunft 
kann angenommen werden, dass die Lebens-
erwartung in Baden-Württemberg beispiels-
weise durch medizinischen Fortschritt weiter 
steigen wird. Allerdings kann damit gerechnet 
werden, dass sich der Anstieg der Lebens
erwartung im Vergleich zu den letzten Jahr-
zehnten tendenziell abschwächen wird. Für die 
regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung 
wird deshalb von einem Anstieg der Lebens

erwartung von circa 2 Jahren bis 2035 aus
gegangen. Dies entspräche bei den 2035 ge
borenen Jungen einer Lebenserwartung von 
82,2 Jahren und bei den Mädchen von  
86,4 Jahren. 

Die Berechnung der Sterberaten wird abhän-
gig von der angenommenen Lebenserwar-
tung differenziert nach Geschlecht und Alters-
jahren durchgeführt. Basierend auf den Wan- 
derungstypen werden die Sterberaten der Ge-
meinden zu vier Sterbetypen klassifiziert. Der 
Stützzeitraum dieser Sterberaten umfasst die 
Jahre 2014 bis 2017.

Geburtenrate auf hohem Niveau

Nachdem die Geburtenrate über viele Jahre 
immer weiter abgesunken ist – zu Beginn des 
Jahrzehnts lag sie bei durchschnittlich rund 
1,4 Kindern pro Frau – konnte in den letzten 
Jahren wieder ein Anstieg auf knapp 1,6 Kin-
der je Frau verzeichnet werden (Schaubild 3). 
Analysen des Statistischen Landesamtes Ba-
den-Württemberg5 zeigen, dass ein Drittel des 
Geburtenanstiegs demografisch bedingt ist. 
Das bedeutet, dass die Gruppe der 25- bis  
38-jährigen Frauen, in der die Geburtenhäufig-
keit am höchsten ist, in den letzten Jahren grö-
ßer geworden ist. Zwei Drittel des Geburten
anstiegs ist hingegen auf eine tatsächliche 
Zunahme der Geburtenhäufigkeit zurückzu

Lebendgeborene und durchschnittliche Kinderzahl je Frau in Baden-Württemberg 1952 bis 2017S3

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 318 19

Tsd. Durchschnittliche Kinderzahl je Frau

Datenquelle: Bevölkerungsfortschreibung, Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung.
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7	 Die niedrigste Geburten
rate seit 1952 wurde im 
Jahr 1985 mit einer Ge-
burtenrate von 1,32 Kin-
dern je Frau erreicht.

8	 Im Jahr 2015 wurden in 
Baden-Württemberg 
97 00 Asylanträge ge-
stellt, 2016 waren es 
32 900 und 2017 bereits 
nur mehr 15  0.

führen. Neben dem Ausbau und der damit 
einhergehenden Verbesserung der Kinder
betreuung in Baden-Württemberg könnten 
die günstigen wirtschaftlichen Rahmenbe
dingungen innerhalb des Landes zu diesem  
Anstieg beigetragen haben. Die Zahl der Er-
werbstätigen befindet sich auf einem Höchst-
stand, während die Arbeitslosenquote derzeit 
relativ niedrig ausfällt. In wirtschaftlich guten 
Zeiten entscheiden sich mehr Paare dazu, 
ihren Kinderwunsch zu realisieren. Ein wei-
terer, wichtiger Einflussfaktor für den Anstieg 
der Geburtenrate stellt auch die Zuwanderung 
junger Frauen aus Staaten dar, in denen erfah-
rungsgemäß mehr Kinder pro Frau geboren 
werden. Differenziert man nach der Staatsan-
gehörigkeit der Mütter, zeigt sich, dass bei den 
deutschen Frauen der Anstieg der Geburtenrate 
zu 75 % auf Verhaltenseffekten beruht, bei aus-
ländischen Frauen hingegen ist 67 % des An-
stiegs der Geburtenrate auf die nun höhere An-
zahl an Frauen im gebärfähigen Alter zurück- 
zuführen.

Anhand dieser Einflussfaktoren eine Abschät-
zung der Geburtenhäufigkeit für die Zukunft 
vorzunehmen gestaltet sich insofern als  
schwierig, da sich die Einflussgrößen voraus-
sichtlich in gegenläufige Richtungen ent
wickeln werden. Einerseits ist anzunehmen, 
dass sich die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf auch in den kommenden Jahren günstig 
entwickeln wird. Dies würde ein weiteres  
Ansteigen der Geburtenrate wahrscheinlich  
machen. Andererseits kann davon ausgegan-
gen werden, dass die Zahl der Schutzsuchen-
den, die nach Deutschland bzw. Baden-Würt
temberg flüchten, weiter zurückgehen wird. 
Darüber hinaus ist anzunehmen, dass ein Teil 
der hierher Geflüchteten in ihre Heimatländer 
zurückkehren wird, sobald sich die Lage vor Ort 
wieder entspannt. Wann dies genau der Fall 
sein wird, lässt sich nur schwer einschätzen. 
Zudem kann auch nicht ausgeschlossen wer-
den, dass sich die ökonomischen Rahmen
bedingungen in Baden-Württemberg etwas  
verschlechtern und dadurch ebenfalls wieder 
weniger Kinder geboren werden. 

Vor diesem Hintergrund kann vermutet wer-
den, dass die Geburtenrate voraussichtlich 
nicht weiter ansteigen wird. Deshalb wurde 
für die Hauptvariante der Bevölkerungsvo
rausrechnung angenommen, dass die Ge
burtenhäufigkeit weiterhin auf dem relativ 
hohen Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2017 
(Stützzeitraum) verbleibt. Das entspricht einer 
Geburtenrate von 1,6 Kindern je Frau. Dieser 
Wert wurde bis zum Jahr 2020 auf 1,55 Kinder 
je Frau abgesenkt und ab diesem Punkt kon-
stant gehalten. 

Da die Geburtenrate in diesen Jahren auf dem 
höchsten Niveau seit 40 Jahren lag,6 wurde 
zusätzlich zur Hauptvariante eine Nebenvari-
ante berechnet, die von einer niedrigeren Ge-
burtenrate von 1,4 Kindern je Frau ausgeht.  
Dieser Wert spiegelt das langjährige Mittel der 
Geburtenrate Baden-Württembergs wider und 
zeigt somit die Entwicklung auf, falls die Ge
burtenrate wieder auf das bisherige Niveau  
sinken sollte. Auch diese Entwicklung ist nicht 
unrealistisch, da sich die Geburtenrate schnell 
verändern kann. Im Jahr 2006 wurde bei- 
spielsweise mit einer Geburtenrate von 1,34 
noch die zweitniedrigste Geburtenrate seit 
1952 gemessen.7 

Große Schwankungen bei den Wanderungen 
erschweren Vorausrechnung

Den größten Einflussfaktor bei der Bevölke-
rungsveränderung stellen jedoch die Wande-
rungen dar, da sie deutlichen Schwankungen 
unterliegen (Schaubild 4). Seit 1952 gab es in 
Baden-Württemberg drei Phasen, in denen es 
zu einer Netto-Zuwanderung von über 150 000 
Personen kam: Im Zuge der Gastarbeiter
anwerbung Anfang der 1970er-Jahre, in der 
Phase der Wiedervereinigung Anfang der  
1990er-Jahre und während der Fluchtbewe-
gungen ab 2014. Zwischen diesen Hochpha- 
sen liegen immer wieder längere Phasen, in 
denen die Netto-Zuwanderung teilweise sogar 
unter null fiel. 

In den letzten beiden Jahrzehnten beeinfluss-
ten verschiedene Wanderungsbewegungen, 
welche auf verschiedenste Prozesse zurück
zuführen sind, den Wanderungssaldo von Ba-
den-Württemberg. Zu Beginn der 2000er-Jahre 
befand sich der Wanderungssaldo auf einem 
sehr niedrigen Niveau, das mit der Finanzkrise 
ab 2007 wieder anstieg. In diesen Jahren stieg 
besonders die Zuwanderung aus südeuropä-
ischen Ländern wie Griechenland, Spanien,  
Portugal und Italien. Im Jahr 2012 kam zur ver-
mehrten Zuwanderung zudem der doppelte 
Abiturjahrgang, der unter anderem bewirkte, 
dass deutlich mehr junge Erwachsene inner-
halb Deutschlands umzogen und den Wande-
rungssaldo einmalig erhöhten. Ebenfalls 2012 
begann eine verstärkte Zuwanderung aus Bul-
garien und Rumänien, nachdem die beiden  
Länder 2007 der EU beigetreten waren und ab 
diesem Zeitpunkt die teilweise Personenfrei
zügigkeit für diese Länder eingeführt worden 
war. Ab 2013 stieg bereits die Zuwanderung 
aus Syrien und anderen Krisenländern nach 
Baden-Württemberg, welche sich 2014 stei- 
gerte und 2015 ihren bisherigen Höhepunkt er-
reichte.8 2014 wurde zudem die vollständige 
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9	 Butz, Wiebke: Studium 
an den Hochschulen für 
Angewandte Wissen-
schaften immer be-
liebter. Mehrheit der 
Erstsemester entschei-
det sich weiterhin für ein 
Universitätsstudium, in: 
Statistisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
5/2019.

Arbeitnehmerfreizügigkeit für Bulgarien und 
Rumänien eingeführt, wodurch die Zuwande-
rung aus diesen Ländern nicht mehr limitiert 
ist. 2016 wurde schließlich die Arbeitnehmer-
freizügigkeit für Kroatien eingeführt. Gleich-
zeitig kamen zu diesem Zeitpunkt bereits  
weniger Schutzsuchende nach Baden-Württem-
berg, da die Balkanroute geschlossen wurde. 
Hinzu kam, dass in diesem Jahr die Zweitstu
diengebühren für ausländische Studierende in 
Baden-Württemberg eingeführt wurden, was 
zu einem Rückgang des Zuzugs ausländischer 
Studierender führte.9 

Die Entwicklung des Wanderungsgesche- 
hens – auch des zukünftigen – hängt somit 
vom politischen Geschehen und politischen 
Entscheidungen ab. Aus diesem Grund be- 
rechnet das Statistische Landesamt Baden- 
Württemberg die Vorausrechnung in regel
mäßigem Abstand, um aktuelle Tendenzen 
berücksichtigen zu können. Dadurch spiegelt 
die Vorausrechnung stets die Bevölkerungs

entwicklung der letzten Jahre wider. Auf Lan-
desebene wird zudem mit einer oberen und 
unteren Variante, das heißt mit viel und wenig 
Zuwanderung gerechnet, um diese möglichen 
Entwicklungen aufzuzeigen. 

Der regionalisierten Bevölkerungsvorausrech-
nung liegen hingegen die Wanderungsannah-
men der Hauptvariante der Landesvoraus
rechnung zugrunde (i-Punkt). Diese geht von 
einem Wanderungssaldo von + 1,12 Mill. Per-
sonen bis 2060 aus. Für die regionalisierte 
Bevölkerungsvorausrechnung wird somit ein 
Wanderungssaldo von 632 700 Personen bis 
2035 unterstellt, was einem jährlichen durch-
schnittlichen Wanderungsplus von 34 600 Per-
sonen entspricht. Dabei wird der Wanderungs-
saldo modelliert, das heißt in den ersten Jahren 
der Vorausrechnung wird noch von deutlich 
mehr Netto-Zuwanderung ausgegangen als in 
den späteren Jahren. Der Rückgang der Zu
wanderung ab Mitte der 2020er-Jahre lässt 
sich aufgrund des bereits einsetzenden Rück-

Zuwanderungen, Abwanderungen und Wanderungssaldo über Gemeindegrenzen 
in Baden-Württemberg 1962 bis 2018S4

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 319 19

Datenquelle: Wanderungsstatistik.
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10	 „Größtenteils Schutz
suchende“ bedeutet, 
dass jene Staatsbürger-
schaften bei den Wande-
rungsberechnungen 
ausgeschlossen worden 
sind, bei denen am 
31.12.2017 über 50 % 
der Personen, die über 
diese Staatsbürger-
schaft verfügten, Schutz-
suchende waren. Dies 
wurde getrennt nach 
Geschlecht berechnet, 
da es zu erheblichen 
Unterschieden zwischen 
Männern und Frauen 
kommt. Insgesamt wur-
den bei den Wande-
rungen der Männer 
22 Nationalitäten ausge-
schlossen, bei den 
Frauen neun.

zugs von Schutzsuchenden sowie demogra-
fischer Faktoren vermuten: Die wanderungs
aktive junge Altersgruppe wird nicht nur in 
Baden-Württemberg und Deutschland, son-
dern in vielen westlichen Ländern deutlich 
schrumpfen.

Besondere Herausforderung: unfreiwillige 
Wanderungen

Der angenommene Wanderungssaldo von 
623 700 Personen bis 2035 wird für die Berech-
nung der regionalisierten Bevölkerungsent- 
wicklung auf die verschiedenen Clustertypen 
der Gemeinden verteilt. Dabei ist ausschlagge-
bend, wie viele Zu- und Abwanderungen die 
einzelnen Gemeinden in den Jahren 2016 und 
2017 verzeichneten. Basierend auf diesen Wer-
ten werden Zuzugsquoten und Wegzugsraten 
differenziert nach Alter und Geschlecht berech-
net. Dadurch kann berücksichtigt werden, welche 
Bevölkerungsgruppen hauptsächlich in diese 
Gemeinden zu- oder wegziehen. Ausschlagge-
bend für Wanderungsannahmen einer Gemein-
de sind somit die Zu- und Abwanderungen, da 
sie ein Indikator dafür sind, wie attraktiv diese 
Ge-meinde für Zuziehende ist. Voraussetzung 
dafür ist, dass diese Zu- und Abmeldungen 
und somit Umzüge auf freiwilligen Entschei-
dungen basieren.

Ab Beginn des vermehrten Zuzugs der Schutz-
suchenden in den Jahren 2014 und 2015 
ergab sich nun somit das erste Mal die Schwie-
rigkeit, dass eine größere Menge an unfrei- 
willigen Wanderungen verzeichnet wurde. Als 
unfreiwillig können diese Wanderungen in- 
sofern bezeichnet werden, da Schutzsuchende 
nach ihrer Registrierung in Landeserstauf
nahmestellen (LEA) per Quotenverfahren auf 
Stadt- und Landkreise verteilt werden, die 
die Schutzsuchenden wiederum auf Gemein-
den verteilen. Teilweise durchlaufen Schutz
suchende dabei mehrere Gemeinden, bevor 
sie an einem Ort unterkommen. Diese Umzüge 
werden dabei jedes Mal als Zu- und Abwande-
rung erfasst, auch, wenn es sich nur um kurz-
zeitige Aufenthalte handelt. Da diese Zu- und 
Abwanderungen aber nicht auf der Entschei-
dung für eine Gemeinde, sondern der Not
wendigkeit eine Unterkunft zu finden, basie-
ren, sind sie kein Indikator dafür, wie viele 
Zu- und Abwanderungen es in diesen Gemein-
den in Zukunft geben wird. 

Um die aktuelle Struktur der Wandernden ab-
zubilden und nicht gleichzeitig die unfreiwil-
ligen Wanderungen von Schutzsuchenden in 
die Zukunft fortzuschreiben, wurden deshalb 
bei den Wanderungsbewegungen die Wande-
rungen von Personen zwischen 18 und 35 Jah-
ren mit Staatsangehörigkeiten, deren Inhaber 
größtenteils Schutzsuchende sind, nicht mit
einberechnet.10 

Dadurch wird verhindert, dass die Zuweisung 
von Schutzsuchenden an Gemeinden, welche 
kurzfristiger Natur war, die Bevölkerungsvo-
rausrechnung beeinflusst. Das bedeutet aber 
nicht, dass Schutzsuchende bei der Berech-
nung nicht berücksichtigt wurden: Die Basis der 
Berechnungen bildet die Bevölkerung zum  
31. Dezember 2017, die alle Schutzsuchenden 
beinhaltet, die zu diesem Zeitpunkt in Baden-
Württemberg gemeldet waren. Für die Berech-
nungen wurde allerdings angenommen, dass 
diese Schutzsuchenden nicht in andere Ge
meinden umziehen. Die vorliegenden Ergeb
nisse müssen daher immer unter Berücksich
tigung dieser speziellen Situation interpretiert 
werden.

Die Werte jener Clustertypen, welche über 
einen hohen Anteil ausländischer Bevölkerung 
verfügen, der nur zu einem kleinen Teil auf-
grund der Wanderungsbewegungen Schutz
suchender zustande gekommen ist, werden 
durch den Ausschluss der Wanderungen be-
stimmter Gruppen etwas verzerrt. Deshalb  
mussten im Zuge der Berechnungen Glät-
tungen für die Kreise Mannheim, Stuttgart und 
Ulm vorgenommen werden.

Warum gibt es keinen  
Entwicklungskorridor mehr?

Bei der Bevölkerungsvorausrechnung mit 
Basis 2012 und 2014 wurde für die regi-
onalisierte Bevölkerungsvorausrechnung 
ein Entwicklungskorridor berechnet. Der 
Entwicklungskorridor gab eine Band- 
breite vor, innerhalb der sich die Bevöl
kerungsentwicklung der Gebietseinhei
ten befinden kann. Der obere und untere 
Rand entsprach dabei aber nicht der obe-
ren und unteren Variante der Landesvo-
rausrechnung, sondern gab an, wie sich 
eine Gemeinde entwickeln würde, wenn 
sie sich in Bezug auf die anderen Ge- 
meinden in ihrem Wanderungstyp bezo-
gen auf den Wanderungssaldo günstiger 
oder ungünstiger entwickelt. Die Berech-
nung des Entwicklungskorridors fußt auf 
einer Methode, die durch die unfreiwil-
ligen Wanderungen der Schutzsuchenden 
methodisch nicht sinnvoll durchführbar 
ist. Aus demselben Grund wurden keine 
Anpassungsfaktoren berechnet.
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Was würde geschehen, wenn es  
keine Zu- und Abwanderungen mehr gäbe?

Auch bei der regionalisierten Bevölkerungs
vorausrechnung Basis 2017 wird eine Modell-
rechnung vorgelegt. Die Modellrechnung gibt 
an, wie sich regionale Einheiten entwickeln  
würden, wenn es keine Zu- und Abwande-
rungen mehr gäbe. Sie basiert somit aus
schließlich auf der Berücksichtigung der Ge-
burten und Sterbefälle, deren Annahmen der 
Hauptvariante entsprechen. Diese Variante be-
schreibt somit keine realistische Entwicklung, 
sondern hat Modellcharakter, da es in allen 
Gemeinden zu Wanderungen in erheblichem 
Umfang aufgrund von Erwerbstätigkeit, Fami-
lienbildung und Ausbildungen kommt. Ihr  
Nutzen ist somit analytischer Natur, da sie 
einen Orientierungspunkt für politisch Verant-
wortliche bieten kann. Durch den Ausschluss 
der Wanderungen zeigt sie an, welche Aus
wirkungen die aktuelle Altersstruktur einer  
Gemeinde auf die Zukunft hat.

Eine Vorausrechnung ist keine Vorhersage

Die regionalisierte Vorausrechnung wird für 
alle Gemeinden Baden-Württembergs metho-
disch einheitlich und neutral errechnet. Wer-
den für alle Gemeinden dieselben Maßstäbe 
angelegt, hat dies aber auch zur Folge, dass 
besondere Entwicklungen in Kommunen nivel-
liert und nicht beachtet werden können. So  
können beispielsweise keine Neubauprojekte 
berücksichtigt werden, was aber insbesondere 
bei Städten mit großen Bauprojekten zu ab
weichenden Vorausrechnungsergebnissen füh-
ren kann. Der Vorteil dieser Berechnungs- 
weise ist jedoch, dass alle regionalen Ein-
heiten miteinander verglichen werden kön-
nen, da sie dieselben Grundannahmen teilen. 
Zudem ist die Bevölkerungsentwicklung der 
jeweiligen Gemeinden und Kreise immer auch 
in die Gesamtentwicklung des Landes ein
gebettet. 

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss  
demnach zum einen beachtet werden, dass 
für die Berechnung – im Gegensatz zu den Vo-
rausrechnungen der jeweiligen Gemeinden, 
welche unter anderem die bereits angespro-
chenen Bauprojekte miteinbeziehen können – 
nur Geburten-, Sterbefälle sowie Wande-
rungen einfließen. Zum anderen gilt darüber 

hinaus, dass je kleiner die regionalen Einheiten 
sind, die Ergebnisse umso größeren Unsicher-
heiten ausgesetzt sind. Der Grund hierfür liegt 
auf der Hand: Je weniger Einwohnerinnen und  
Einwohner eine Gemeinde hat, desto stärker 
wirken sich beispielsweise größere Wande
rungsbewegungen oder Schwankungen in der 
Geburtenrate auf die Bevölkerungsentwick-
lung aus.

Die Methodik der Bevölkerungsvorausrech-
nung verfolgt einen deterministischen Ansatz: 
Treffen die getroffenen Annahmen zu, ent
wickelt sich die Bevölkerung entsprechend 
den Annahmen. Da die Annahmen aus den  
Entwicklungen der letzten Jahre abgeleitet  
werden, beschreiben die Ergebnisse folglich, 
wie sich die Bevölkerung verändert, wenn sie 
sich weiterhin entsprechend der letzten Jahre 
entwickelt und zusätzlich altert. Aufgrund von 
nicht vorhersehbaren Trendbrüchen und poli-
tischen Ereignissen besteht aber immer die 
Möglichkeit, dass die Annahmen nicht in die-
ser Art eintreffen. Für den jetzigen Zeitpunkt 
stellt die Vorausrechnung jedoch die wahr
scheinlichste Entwicklung unter den gege-
benen Umständen dar.

Schlussendlich gilt: Der Erfolg von Vorausrech-
nungen liegt nicht darin, exakt einzutreffen, 
denn sie unterliegen immer einer „selbstzer-
störerischen“ Kraft. Wird für eine Gemeinde 
beispielsweise vorausgerechnet, dass sie 
schrumpft, da sie eine ungünstige Altersstruk
tur aufweist, können Entscheidungsträger Maß-
nahmen treffen, damit mehr junge Familien in 
die Gemeinde ziehen. Wächst die Bevölkerung 
im Zuge dessen, trifft die Vorausrechnung zwar 
nicht ein, hat aber ihren Zweck erfüllt. Das 
Statistische Landesamt hat mit der Bevölke-
rungsvorausrechnung insofern nicht den An-
spruch, die zukünftige Entwicklung vorherzusa-
gen, sondern mögliche Entwicklungen auf- 
zuzeigen und Daten bereitzustellen, damit regi-
onalpolitische Entscheidungen getroffen werden 
können. 

Weitere Auskünfte erteilen
Mara Mantinger, Telefon 0711/641-28 46, 
Mara.Mantinger@stala.bwl.de
Elisabeth Glück, Telefon 0711/641-26 10, 
Elisabeth.Glueck@stala.bwl.de




